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Die Dänen in Schleswig.
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Der im letzten Heft enthaltene Aufsatz hat gezeigt, wie Dänemark gegen die
den deutschen Mächten gegebnen Zusagen, gegen die im Patent vom 28, Jan.
1852 den Schlcswigern gemachten Versprechungen und gegen den klaren Wort¬
laut selbst der Verfassung die Gleichberechtigung Schleswigs mit Hol¬
stein und den übrige» Theilen der Monarchie mißachtet, wie es den Grund¬
satz der Gleichberechtigung der Nationalitäten innerhalb des Herzoq-
thums verletzt hat, und wie seine Politiker mit den verschiedensten Mitteln auf
eine Verschmelzung des Landes zwischen Eider und Königsan mit dem König¬
reich, auf eine thatsächliche Einverleibung des erstern in das letztere hin¬
arbeiten. Im Folgenden werden wir uns zunächst mit den Maßregeln der
kopenhagner Regierung beschäftigen, welche die andere Hauptrichtung ihrer
Thätigkeit ausmachen, d. h. mit denen, die auf die gänzliche Trennung
Schleswigs von Holstein, aus die Losrcißung auch der letzten Fäden
berechnet find, welche von der einstigen Verbindung der beiden Herzogtümer
nach dem Kriege, übrig geblieben waren. Sahen wir dort die vertragswidrige
Bildung eines Dänemark-Schleswig, so begegnen wir hier dem ebenso ver¬
tragswidrigen Umsturz der Reste von Schleswig-Holstein.

Am 6. December 1851 erklärte die Regierung, keineswegs dem Fort¬
bestehen solcher Bande (zwischen Holstein und Schleswig) hinderlich entgegen¬
treten zu wollen, welche sich zwischen Grcnzländern auf Grund ähnlicher Terri-
torialbeschaffenheit und analoger Nahrungsverhnltnisse der Bewohner ganz
einfach aus der Natur der Sache ergeben, weil sie die Bedingung des socialen
und commercicllen Verkehrs in sich tragen- Diefe würde der König selbst¬
verständlich durch eine gleichartige Gesetzgebungfür die gedachten Herzogthümer
wie für die übrigen Theile der Monarchie nach Möglichkeit zu fördern suchen.
Ebenso wenig wolle man dem Fortbcstehen solcher Bande hinderlich sein, die
entweder in den für beide Theile des Landes gemeinsam gewordenen Instituten
nicht staatsrechtlicher Natur begründet seien (der Eiderkancü. das Taubstummen-
und das Jrreninstitut in Schleswig, die Strafanstalten in Glückstadt, endlich
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die kieler Universität) oder auf privatrechtlich gemeinsamen Verhältnissen gewisser
Classen beruhen (der nicht politische nexus sooialis der schleswigschen und hol¬
steinischen Ritterschaft).

Auch diese Zusagen gehören zu denen, mit welchen dem berliner Frieden
ein Inhalt gegeben wurde. Auch sie sind durch zahlreiche Maßregeln der dä¬
nischen Negierung verletzt nnd gebrochen worden. Anch aus ihnen läßt es
sich rechtfertigen, wenn von Seiten Deutschlands jener Friede als von Däne¬
mark selbst aufgehoben betrachtet würde. Grade diejenigen Bande zwischen
den Bewohnern beider Herzogtümer, welche nach jener Erklärung von 1851
selbstverständlich gestärkt werden sollten, sind auf die rücksichtsloseste Weise als
unerlaubt bezeichnet und zerrissen worden. Mau hat nach und nach alle für
die Bewohner Schleswigs uud Holsteins zugleich bestehenden Vereine durch
Verfügungen für Schleswig unterdrückt, während man sie für Holstein fort-
bestehn ließ. Hätten dieselben irgendwelche politische Zwecke auch nur entfernt
verfolgt, so ließe sich das Verbot begreifen. Sie hatten aber ausschließlich
landwirtschaftliche, künstlerische, religiöse oder wissenschaftliche Tendenzen; keiner
von ihnen, wol aber die Regierung mit ihrem Angriff auf ihr Bestehen,
betrat das Gebiet der Politik.

Wie lächerlich gründlich dabei verfahren wurde, zeigt die Verfügung von
185», welche allen Schleswigern den Eintritt in einen für beide Herzogtümer
gestifteten Assecuranzvercin gegen die Lungenseucheunter dein Hornvieh „allen
Ernstes" untersagt, sowie die, welche den Landleuten des schleswigsehen Am¬
tes Hütten bei Ttrafe verbot, sich bei einer für den Sommer 1858 im benach¬
barten holsteinischenAmt Rendsburg veranstalteten Thicrschau zu bcthciligen.
Beide, jener Verein und dieses landwirthschaftliche Fest, waren vollkommen un¬
schuldiger Natur, die einzige Schuld, welche das Ministerium an ihnen finden
konnte, bcstand darin, daß sie über die chinesische Meiner griffen, welche die
eiderdänische Politik zwischen Holstein und Schleswig auch in solchen Bezie-.
hungen erbaut sehen möchte, welche in den Zusagen von 1851 ausdrücklichals
nützlich anerkannt sind.

Wir heben ferner hervor: Die Bekanntmachung vom 23. April 1853,
durch welche die 1815 gegründete Bibelgesellschaftfür die Hcrzogthümer Schles¬
wig und Holstein hinsichtlich des erstem aufgehoben wurde. Es traf dieselbe
kein andrer Vvrwurf, als der, daß sie gesetzlich sür beide Herzogtümer be¬
stimmt war, und daß sie sich die Verbreitung deutscher Bibel» im „dänischen
Hcrzogthum Schleswig" hatte angelegen sein lassen. ' Daraus, daß sie sich
„Landesbibelgesellschaft" oder „vaterländische Bibelgesellschaft" nannte, auf¬
rührerische Tendenzen hcrauszuspüren, bedarf es einer Rabulistcnncise von be¬
sonders feiner Sorte, wie sie mir- der Propst Hausen, der die Maßregel in
der letzten schleswigschen Ständcversammlung vertheidigte, zu besitzen scheint.
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Gegen die neue Bibelgesellschaft, die der Regierung danisiren hilft, indem sie
unter andcrm die von Kopenhagen octroyirtcn neuen Ortsnamen anwendet,
haben die Dänen nichts einzuwenden.

Wir erinnern sodann an das Verbot einer Anzahl von Vereinen, welche
Pertinenzien der Universität Kiel, einer beiden Herzogthümer gemeinsamen An¬
stalt, sind, deren Erhaltung als einer solchen von der Regierung ausdrücklich
verheißen wurde. Dahin geboren: Die schleswig-holstein-lauenburgischcGesell¬
schaft für vaterländische Geschichte, die schleswig-holstein-lauenburgischeGesell¬
schaft für Sammlung und Erhaltung vaterländischer Alterthümer und der kieler
Kunstverein, Die erste dieser Gesellschaften. 1833 zusammengetreten, hatte den
König Friedrich den Sechsten zum Protcctor, seinen Nachfolger an der Spitze
ihrer Ehrenmitglieder. Ihr Zweck ist ein rein wissenschaftlicher:Aufhellung der
Vorzeit der genannten drei Länder. Im Fall der Auflösung des Vereins über¬
weist das Statut die Gelder, Papiere und Effecten desselben der kieler Hoch¬
schule. Die zunächst nach dieser genannte Gesellschaft wurde 1834 bestätigt.
Ihre Sammluugcn sollen statutenmäßig als öffentliches Eigenthum und als
Zubehör der kieler Universitätsbibliothek betrachtet werden, und stehen unter
der Aufsicht des Kurators der Hochschule. Zur Förderung der Bestrebungen
des Vereins wurden noch 1856 Summen aus dem Budget der Universität, zu
welchem das Herzogthum Schleswig beiträgt, vom König bewilligt. Kein Un¬
parteiischer wird behaupten wollen, daß diese Gesellschaft sich jemals irgendwie
mit Politik abgegeben hätte. Der Kunstvcrein endlich, 1843 gegründet, wird
ebenfalls aus öffentlichen Mitteln unterstützt und ist ebenfalls mit der Univer¬
sität Kiel verbunden. Der König bewilligte ihm seit 1855 jährliche Beiträge
und steht seit 1857 an der Spitze seiner Mitglieder. Niemals ist in dieser
ausschließlich der Förderung der Kunst und des Verstünduisfts derselben im
Volke gewidmeten Gesellschaft irgend eine Tendenz zu bemerken gewesen, welche
ein vernünftig Urtheilender als eine politische hätte bezeichnenmögen. Nur
einer ähnlichen dänischen Spürnase, wie der oben erwähnten, konnte es gelingen,
aus einem Paragraph der Statuten, welcher die Biidergallerie zu einem „Annex
der Universität" und zum „Eigenthum des Landes für ewige Zeiten" erklärte,
schleswig-holsteinischeAbsichten herauszudüfteln und aus dem Umstände, daß
der Verein der Verbindung deutscher Kunstvereine beitrat, die staatsgefährliche
Tendenz hervorzuscharrcn,Schleswig als Anhängsel von Holstein unter die Rubrik
Deutschland fallen zu lassen. Gleichwol wurden durch eine Ministerialbekannt-
machung vom 23. December 1858 die erwähnten Vereine für Schleswig ver¬
boten und damit die Gemeinschaftlichkeitder Universität theilweise aufgehoben.

Durch denselben Erlaß unterdrückte die Negierung einen Verein zur Ver¬
breitung naturwissenschaftlicherKenntnisseund den Verein für Gartenbau in den
Hcrzogthümern Schleswig, Holstein und Laucnburg, ebenfalls nur hinsichtlich
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Schleswigs und ebenfalls nur deshalb, weil diese Gesellschaften für die drei
Länder bestimmt waren.

Endlich nahm das Ministerium keinen Anstand, in der gedachten Bekannt¬
machung ganz allgemein den Grundsatz aufzustellen, daß ähnliche Vereine, wie
die im Vorgehenden genannten im Voraus für das Herzogthum Schleswig
verboten seien, sofern sie die Absicht haben, Bewohner Schleswigs und Hol¬
steins zu gemeinschaftlicherWirksamkeit für den einen oder den andern, gleich¬
viel welchen Zweck zu vereinigen. Es ist wol überflüssig, näher auszuführen,
daß dieser Grundsatz, consequcnt durchgefühlt, ein Ergebniß haben muß, welches
dem gesunden Menschenverstand zuwiderläuft. Es gibt für unverhlcndete Augen
nur zwei Möglichkeiten: Entweder enthalten die in Rede stehenden Vereine
nicht zu duldende Elemente, gefährliche Tendenzen (was auf das Entschiedenste
in Abrede zu stellen ist), wo sie sür den ganzen Uinfang der Monarchie, wenig¬
stens für Holstein verboten werden müssen, oder sie sind ohne solche Elemente
und Tendenzen, wo sie logischer- und gerechtcrwcise auch in Schleswig nicht
unterdrückt werden dürfen. Aber freilich die Logik sowol wie die Gerechtigkeit
hat bei der dänischen Herrschast in Schleswig noch gar manche Schuld cinzu-
cassircn,

Dieselbe Beurtheilung wie das Verfahren des Ministeriums in Betreff
jener Vereine verdient das im Winter 1858 erlassene Verbot, den im Verlag
des „Altonaer Merkur" erscheinenden, Vielen wegen der darin enthaltenen Ter¬
minangaben unentbehrlichen Almanach, welchen die betreffende Verfügung
wundersamster Weise ausdrücklich als „Allerhöchst privilegirten gemein¬
nützigen" bezeichnet, in das Herzogthum Schleswig einzuführen und zu ver¬
handeln, während derselbe überall in Holstein und Lauenburg und ebenso in
Jütlcmd und auf den Inseln ungehindert verbreitet wird. Vor gewöhnlichem
Menschenverstände einer der unschuldigsten seines Geschlechts, hat derselbe sich
nach dänischem Verstände, den der Negicrungscommissar in der letzten schlcs-
wigschen Ständeversammlung zu vertreten die Güte hatte, des Hochverrätherischen
Unterfangens schuldig gemacht, „die Vorstellung hervorzurufen, als ob alles
Land diesseits der Königsau zu Deutschland gehöre." — Wir können ihm das
nicht zutrauen, dem armen trocknen Kalendermann, wir sehen ihn noch einmal
an und lauschen dann, an uns irr geworden, den Ausschlüssen des Herrn Kom¬
missars. Und siehe da. sie werden uns, wenig befriedigend zwar', aber um so
mehr geeignet, zur Heiterkeit zu stimmen:

„Man lese das Verzeichniß der Jahrmärkte darin. Da steht Haders¬
leben und Braunschwcig, Flensburg und Rostock und so die Namen von Ocr-
tern in verschiedenen deutschen Ländern mit denen im Herzogthum Schleswig
in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt. Das ist der Grund, warum dieser
Almanach verboten worden ist."



483

Ob der Herr Commissar denn gar keine Vorstellung davon gehabt hat.
wie überaus lächerlich sich die Emphase ausnahm, mit der er diesen ab¬
geschmackten Beweis führte!

Aehnliches gilt von den zahlreichen Verboten von Büchern und Land¬
karten, die nur von Schleswig verbannt sind — Verbote, die jedem Bewoh¬
ner dieses Herzogthums, wenn er sicher sein will, nicht unwissentlich gegen
den Willen der Regierung zu verstoßen und in Strafe zu verfallen, die Noth¬
wendigkeit auferlegen, sich das mit jedem Jahre wachsende Verzeichnis; der
Schriften anzuschaffen, deren Besitz untersagt ist.

In gleichem Sinne wird die Tagespresse behandelt, und so ist es völlig
unmöglich, in Schleswig ein Organ zu halten, welches die Interessen und
Wünsche der Majorität der Bewohner des Herzogthums vertritt. Druckschrif¬
ten unter sieben Bogen, mithin alle Zeitungen, müssen vor der Vcrtheilnng
der Ortspolizcibehörde vorgelegt werden. Die Wochen- und Tagesblätter be¬
dürfen noch außerdem eines besondern Privilegiums, das jeden Augenblick
genommen werden kann, sowie einer speciellen Erlaubniß für die Aufnahme
politischer Aufsätze und Berichte. Auswärts gedruckten Schriften und Zeitun¬
gen ergeht es nicht besser, obwol für sie kein gesetzliches Hinderniß besteht.
Die einheimische Presse in Schleswig besitzt fast nur solche Blätter, die Local-
anzeigen bringen. Nur zwei Zeitungen politischen Inhalts erscheinen täglich:
Die „Flensburger Zeitung" und die „Dannevirke", zwei kleine garstige Schlamm¬
vulkane, deren Hauptaufgabe darin besteht, Alles, was an deutsches Wesen und
deutsche Bestrebungen in und außer dem Herzogthum erinnert, auf das Niederträch¬
tigste zu besudeln. Diese haben nicht nur vollständigste Preßfrciheit. sondern
sie werden sogar auf Kosten des Landes mit jährlich 4000 Rthlrn. subven-
tionirt, und wenn sie täglich in Persönlichkeiten, Vcrleumduugen und Belei¬
digungen Erstaunliches leisten, so steht den von ihnen Gemißhandelten keinerlei
Erwiderung oder Vertheidigung frei. Selbst die Hamburger Blätter äußern
sich, um nicht im Herzogthum verboten zu werden, nur selten, und dann mit
großer Vorsicht über schlcswigcr Zustände und Ereignisse.

Ein Petitionsrecht besteht nur insofern, als jeder Bewohner Schleswigs
für sich einzeln eine Bittschrift einreichen kann. Das Recht freier Versamm¬
lung oder Vereinigung existirt gar nicht. „Zur gemeinsamen mündlichen oder
schriftlichen Vorbringung eines, öffentliche Angelegenheiten betreffenden An¬
liegens." sagt die Verfassung, „dürfen nur die verfassungsmäßigen Vertreter
einer gesetzlich anerkannten Corporation, und auch diese nur dann sich ver¬
einigen, wenn der Gegenstand des Anliegens (der Petition oder Adresse) nicht
eine allgemeine Landesangelegenheit ist, sondern lediglich das besondere In¬
teresse der von den Bittstellern vertretenen Corporation betrifft." Jede andere
Vereinigung zu dem gedachten Zwecke, jede Unterzeichnung einer Massen-
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Petition, welche eine öffentliche Angelegenheit behandelt, ist bei Strafe
verboten.

Die Stände Schleswigs haben sich über die Unerträglichkeil der durch
die angeführten Verfügungen geschaffenenZustände mit der größten Energie
ausgesprochen. Es hat nicht das Mindeste geholfen. Sie verwendeten sich
für die Rechte der Landesuniversität. Vergebens! Sie baten um Preßfrei-
heit, und die Regierung ließ ihnen in Worten, die offenbaren Hohn enthielten,
erklären, die Bitte würde erfüllt werden, falls sie sich besserten, falls sie ge¬
wisse Rechte aufgäben, die den Dänen ein Dorn im Auge sind. Sie ver¬
suchten eine Ministcranklage, und der servile Präsident, der mit alleiniger
Ausnahme der Sprachfrage bei allen Gelegenheiten auf die Seite der Negie¬
rung und der dänischen Minorität trat und letzterer die gröbsten Ausschreituu-
gen gestattete, während er der Majorität nach Möglichkeit den Mund schloß,
wußte das Unternehmen zu vereiteln. Sie gedachte ihre Klagen in der Adresse,
die wir in Vorstehendem umschrieben haben, an den König zu bringen, und
auch dieser Versuch wurde durch den Vorsitzenden hintertrieben, ja die Regie¬
rung machte sogar Miene, die 26 Unterzeichner der Adresse gerichtlich ver¬
folgen zu lassen. Ist dies bis jetzt unterblieben, so hat die Polizei wenig¬
stens aus das Eifrigste nach solchen gefahndet, welche diesen Meinungs- und
Willensausdruck der Landesvertrctung im Druck verbreitet hatten.

Damit im Zusammenhang standen die Untersuchungen, welche mehreren
an die Stände gerichteten Adressen von Einwohnern der Städte Schleswig
und Eckernförde galten. Der königliche Commissar glaubte darin verbreche¬
rische Wünsche ausgedrückt, er forderte vom Präsidenten die Auslieferung der¬
selben, und dieser war charakterlos genug, sie ohue Zwang von'Seiten der
Regierung, ohne Erlaubniß von Seiten der Ständeversammlung und ohne
Rücksicht auf die darin liegende Verletzung des Petitionsrcchts sofort auszu-
folgen und so der Polizei als Helfershelfer zu dienen. Da es sehr lehrreich
ist, der letztern aus ihren Gängen zu folgen, so widmen wir den wichtigsten
unter den nun eingeleiteten Untersuchungen eine ausführliche Darstellung.
Vorher aber geben wir die betreffenden Adressen und einige Auszüge aus den
Expectorationen der dänischen Minorität, die dazu dienen mögen, zu zeigen,
mit was sür unfläthigen Gesellen die Majorität sich herumzuschlagen hat.

Die vom 24. Januar 1860 datirte Adresse aus Eckernförde lautete:
„Hohe Ständeversammlung!

„Mit ernster freudiger Erwartung begrüßt das Land Ihr erneutes Zusam¬
mentreten. Eine schwere Zeit ist über uns dahin gegangen. Arges haben
wir erduldet, fast Unerträgliches ertragen, aber der Muth des Volkes ist nicht
gebrochen.

Nur noch inniger hat das Mißgeschick der letzten Jahre in uns die Ueber-
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Zeugung befestigt, dnß wir nicht ruhen dürfen, bis dem Recht Genüge ge¬
schehn, bis die Verbindung und Selbständigkeit wieder hergestellt und durch
feste Formen gesichert ist. Hohe Versammlung, wir vertrauen auf Sie, daß Sie
ohne Scheu den Kampf wieder aufnehmen werden. Vertrauen Sie auf uns."

Die andere Adresse, Schleswig den 8. Februar datirt, lautete folgen¬
dermaßen -.

„An die hohe Ständeversammlung des Herzogthums Schleswig.
„Das Land spricht überall und wendet sich an Sie, hohe Stände, denen

allein noch das Recht zusteht, vereint die Klagen wie die Bitten desselben vor
dem Thron unsres Landesherrn zu erheben. Da darf der Schlcswiger nicht
zurückstehn, wenn er auch Jahre lang geschwiegen. Erheben Sie mannhaft
die Stimme für das mehrfach verletzte Recht, protestiren Sie gegen den faktisch
bestehenden Neichsrath und seine Beschlüsse, seitdem derselbe für Holstein und
Lauenburg aufgelöst ist. Zeigen Sie Sr. Majestät dem König, unserm Lan¬
desherrn, daß nur auf Grundlage der uralten Verbindung beider Hcrzogthü-
mer, die keine Gewalt aufheben kann, ein staatlicher Verband möglich ist,
der für alle unter Allcrhöchstscinem Scepter stehenden Länder Befriedigung,
Ordnung und Einigkeit gewährt. Die Selbständigkeit und Gleichberechtigung,
mithin die Unabhängigkeit von allen directen und indirecten dänischen Ein-
flüsscn, ist vertragsmäßig 1851 und 1352 dem Lande zugesichert. Die Grund¬
lage, auf weicher die neue Ordnung 1852 erbaut werden sollte, hat sich als
unhaltbar, unausführbar erwiesen.

Es gilt jetzt frei und offen zu reden; noch, kann geholfen werden, wenn
man gerecht und billig sein will, das ist mein Glaube. Möge das herr¬
schende Regiment nicht neue blutige Tage über unser armes Land herbeifüh¬
ren! Schützen Sie es, hohe Stände, durch Ihr Wort an den Stufen des
Thrones."

Die Dänen in der Stnndeversammlung waren über diese Kundgebungen
außer sich vor Wuth und Grimm. Sie stellten, 13 Mann hoch, den Antrag,
die Adressen als solche zu brandmarken, welche die tiefste Indignation der
Versammlung erregt, sie augenblicklich vom Tische im Standesa.il zu entfer¬
nen und der betreffenden Behörde zuzustellen. Ihr Wortführer, der Hofbe¬
sitzer Krüger von Beftost, schäumte bei der Motivirung des Antrags förmlich
vor Gift und schmutzigem Geifer. Er gedachte im Hinblick auf den
Widerstand, den die Erledigung der Frage gefunden, ob die Adressen vom
Asche der Versammlung entfernt werden sollten, eines wenig amnuthigen.
aber echt dänischen Sprichwortes, zu dem man die Schleswig-Holsteinischen
Briefe Bd. II., S. 153, vergleichen möge. Er sagte (salva von!»!): „Krätze
ist leichter zu bekommen, als wieder los zu werden; es ist leichter, Sachen
dieser Art auf den Tisch der Versammlung zu bringen, als sie wieder fortzu-
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schaffen." Er erklärte die Adressen für „so aufrührerisch, als sie mir sein
könnten", und knüpfte daran die unreinliche, aber ebenfalls charakteristische
Bemerkung, wofern die Versammlung seiner Meinung nicht beipflichte, nicht
kräftig gegen die in den Adressen ausgedrückte Anmaßung protcstire, so habe
sie den Ständesaal „zu einem Rinnstein, zu einem Abtritt für aufrührerische
und verräterische ekelhafte Excrcmente gemacht."

Die große Mehrzahl der Abgeordneten war anderer Ansicht. Sie pro-
testirte nicht gegen die Adressen, wol aber gegen die Willkür ihres Vorsitzen¬
den, der sie vom Tische der Versammlung entfernt und der Polizei ausgelie¬
fert; sie wahrte das Recht der Schleswiger zur freien Aeußerung ihrer Ueber¬
zeugungen gegenüber der Landesvcrtrctung, sie glaubte ihren Saal nicht zu
verunreinigen, wenn sie deutlich merken ließ, daß der Inhalt jener Adressen
ihr eignes politisches Glaubensbekenntnis) ausdrücke.

Wir kommen nun zu den polizeilichen Verfolgungen, welche die Regie¬
rung über diejenigen, welche den Entwurf der nicht zur Verhandlung zuge¬
lassenen Adresse der 26 Abgeordneten an den König im Druck verbreitet, so¬
wie über die, welche die mitgetheilten Adressen an die Ständcversammlung
unterzeichnet hatten, zu verhängen befahl.

Am 17. Februar erschien Jörgensen, der Polizeimeister der Stadt Schles¬
wig, in Begleitung eines Gendarmen und mehrer Polizcidiener in der dor¬
tigen Hcibergschen Buchhandlung, präscntirte dem Inhaber derselben einen
mit der Etikette seiner Firma versehnen gedruckten Comit6bericht an die
Ständeversammlnng vom 3. Februar nebst dem Entwurf der Adresse der
Sechsundzwanzig, ließ sich bestätigen, daß diese Druckschrift in der Stadt zu
dem notirteu Preise von 8 Sch. N. M. zum Verkauf anögebotcn worden,
und erklärte hierauf, daß er sich in den Besitz der Buchhandlung setze, was
von ihm dadurch vollzogen wurde, daß er das Local versiegelte. Am Abend
desselben Tages wurden die Verhöre Heibergs und seines Geschäftsführers auf
dem Rathhause fortgesetzt. Dieselben räumten ein, daß ihnen Tags vorher
mit der Frachtpost 500 Exemplare der gedachten Schrift von dem Drucker der
„Jtzehoer Nachrichten" zugekommen und daß davon sofort 150 Exemplare in
der Stadt ausgetragen, 50 nach Flensburg und 300 nach Kiel und Hamburg
versandt worden seien. Die Versendungsliste sür die Stadt Schleswig
wurde ausgeliefert, und der Polizeimeister ließ die Exemplare von den
Adressaten einfordern. Heibcrg leugnete, die 500 Abzüge bestellt zu haben!
er habe nur dem erwähnten Druckereibesitzer in Itzchoe brieflich den Vorschlag
gemacht, wenn er die Adresse der Sechsundzwanzig seinem Blatt als Beilage
beigeben wolle, eine Anzahl Exemplare mehr auf gemeinschaftliche Rechnung
abziehn zu lassen. Darauf sei ihm von jenem geantwortet worden, er werde
Adresse und Comit6bericht auf eigne Kosten drucken,und 500 Exemplare der
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Heibergschen Buchhandlung zum Vertrieb übersenden; für ihre Bemühung soll¬
ten ihr 50 Proc. Rabatt zugestanden sein. Der Geschäftsführer Heibergs
habe sofort geschrieben, daß dies nicht couvenire, der Drucker aber, ohne die
Antwort aus seinen Antrag abzuwarten, die 500 Abzüge abgehn lassen. An
diese Auseinandersetzung knüpfte Heiberg das Verlangen nach unverzüglicher
Wiedereröffnung seines Geschäslslvcals, evcntualiler gegen Stellung einer Kau¬
tion. Dies wurde vom Polizeimeister abgeschlagen, da die Angelegenheit als
Kriminalsache bereits an den Magistrat (das Stadtgericht) überwiesen worden
sei. Indeß werde vermuthlich schon am folgenden Tage die Durchsuchung
des Lagers und vielleicht auch die Wiedereröffnung des ganzen Geschäfts statt¬
finden können.

Als dies nicht geschah, richtete Heiberg am 20. an den Magistrat die
Bitte um Entsiegelung seines Buchladens, wobei er hervorhob, daß bei län¬
gerem Verschluß desselben außer seinem buchhändlerischen Geschäft auch die
von demselben unabhängige Musikalien-Leihanstalt, deren Vorräthe mit unter
Siegel gelegt worden, gehemmt werde. Für den Fall, daß eine vorgängige
Untersuchung des Bücherlagcrs nothwendig befunden werde, bat er um schleu¬
nige Vornahme derselbe». Die Antwort hierauf war eine Ladung vor das
Stadtgericht, wo man ihn, seinen Geschäftsführer Brandes und dessen Ge¬
hilfen zur Wiederholung der vor dem Pvlizeimcistcr gemachten Aussagen ver¬
anlaßte und ihnen dann unter dem Bemerken, die Criminaluntersuchung sei
Wider sie eröffnet, Stadtarrest ankündigte. Die Wiedereröffnung des Geschäfts,
hieß es, könne keinesfalls vor Durchsicht der vorhandenen Büchervorräthe statt¬
finden; wann dieselbe stattfinden solle, ward nicht gesagt.

Gegen diesen Bescheid legte Heiberg das Rechtsmittel der Supplication
an das Appellationsgericht ein und erbat sich eine Abschrift des Protokolls,
die er—man sieht schon hier, wie Alles darauf angelegt wurde, die Wiederer¬
öffnung des Geschäfts aufzuhalten und den Inhaber zu ruiniren — erst nach
Verlaus von zwei Tagen erhielt, obgleich sie kaum eine halbe Seite einnahm.

Die Aufschrift lautete: „In Untersuchungssachcn gegen den Dr. und Buch¬
händler C. Heiberg wegen absichtlicher Verbreitung einer von ihm in der
Druckerei zu Jtzehoe bestellten und bezognen Druckschrift aufrührerischen und
aufwieglerischen Inhalts."

Am 27. ließ Heiberg dem Appellatwnsgericht in Flcnsburg eine Recurs-
schnst überreichen, in welcher zunächst auf Grund der Verordnung vom 10.
März 1848 ausgeführt wurde, daß der Polizei nur die Beschlagnahme der
betreffenden Druckschrist und die Hinderung der Verbreitung derselben, nicht
aber die Schließung des Geschäfts zugestanden, woran der Antrag auf ein>e
Weisung an den Magistrat sich knüpfte, die Buchhandlung sofort oder nach
geschehenerDurchsuchung für den Weiterbctrieb zu öffnen. Ferner aber wurde
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darüber Beschwerde geführt, daß diese Angelegenheit als Criminalsache behan¬
delt worden, da nach jener Verordnung das Ministerium angewiesen sei, ans
den Bericht des Polizeimeistcrs wegen einer von ihm als gefährlich angehal¬
tenen (bisher nicht verbotenen) Schrift, die Beschlagnahme entweder aufzuhe¬
ben oder zu bestätigen und im letzteren Fall, wenn der Bethätigte es verlange
oder die Regierung ein Strafverfahren für nothwendig erachte, dein Obersach¬
walter lStanlsanwo.lt) Auftrag zur Erhebung einer siscalischenKlage vor dem
competmtcn Gericht zu ertheilen. Bei der Natur des siscalischen Processes er¬
gebe sich erst bei Anstellung der Klage, ob eine Criminalsache vorliege, bis
dahin könne also von einem Criminalversahren nicht die Rede sein, und so
sei denn auch der über Heiberg und seinen Geschäftsführer verhängte Stadt¬
arrest aufzuheben.

Das Appellationsgericht erforderte unverzüglich Bericht vom schleswiger
Magistrat, es erfolgte die Vernehmung des itzehoer Druckers, dieselbe bestätigte
die Aussagen Heibergs, und darauf kam von Flensburg der Bescheid: 1)
Nach den cinberichteten Umständen sei kein Grund vorhanden, die Schließung
der Heibergschen Buchhandlung fortbestehen zu lassen und es werde demnach
dem Magistrat ausgegeben, dieselbe ohne Verzug gerichtlich entsiegeln zu lassen;
2) Zur Aufhebung des über deu Bittsteller decretirten Stadtarrests habe man
keine genügende Veranlassung gesunden; 3) Hinsichtlich der Frage, ob die
Sache im Wege des siscalischen Processes oder in Form einer allgemeinen
criminellen Untersuchung fortzuführen, müsse es dem Magistrat überlassen blei¬
ben, das Erforderliche wahrzunehmen oder nach Befinden die Angelegenheit
dem Ministerium vorzulegen.

Inzwischen hatte der Magistrat schon nm 2O., als ihm die Beschwerde¬
schrift Heibergs vom Appellationsgericht zur Beantwortung zugegangen, der
Untersuchung eine neue Wendung gegeben, indem er Heibcrg vorlud und ihm
erklärte, da er sich durch Verbreitung der Adresse eines politischen Verbrechens
schuldig gemacht, so sci er der Amnestie von 135t verlustig und die Untersu¬
chung müsse nun auf sein Verhalten während des „Aufruhrs" von 1843 aus¬
gedehnt werden. Zu gleicher Zeit zeigte man ihm einen Brief aus dem ge¬
dachten Jahr, in welchem die Worte standen, „der Feind steht bereits auf
unserm Boden," und sragte, wen er mit diesem Feind gemeint habe. Schließ¬
lich bemerkte man ihm, daß nun auch eine Durchsicht seiner Privatpapiere
stattfinden werde. Als er sich vom Verhör nach Hause begab, folgte ihm der
Pvlizeimeister ans dem Fuße, trat mit ihm zugleich ins Zimmer und beschul¬
digte ihn, hinemgeeilt zu sein, um verdächtige Papiere in Sicherheit zu brin¬
gen. Vergeblich wendete Heiberg ein, daß er nur gegangen, um seine Frau
aus den neuen Schreck vorzubereiten, und als er, gegen die Durchsuchung sei¬
ner Puvatpapiere protestirend, erklärte, sich desfalis an das Avpellations-



4it1

Gericht wenden zu wollen, versiegelte der Polizeimeistcr ohne Weiteres sein
Zimmer.

Am 8. Mürz, als der Bescheid des Appcllationsgerichts eingetroffen, er¬
schien Iörgensen zwar, um demselben nachzukommen und die Siegel von dem
Buchladen zu nehmen, siegelte ihn aber sofort „ans administrativen Gründen"
wieder zu. (Diese Grunde bestanden anfänglich in der vollkommen neuen
Meinung, „daß ein in Criminaluntersuchung Stehender sein Geschäft nicht
weiter betreiben könne," dann in der Behauptung, daß die Vergangenheit
Heibergs ebenfalls aufzunehmen sei.) Als er sich dann anschickte, die Durch¬
suchung der Privatpapiere vornehmen zu wollen, proteftirte der Geschäfts¬
führer, den Hciberg wegen Unwohlseins beauftragt, ihn zu vertreten, auf so
lange dagegen, als nicht das Appcllationsgericht darüber entschieden, und so
unterblieb sie.

Heibcrg war bei fortdauerndem Unwohlsein nicht im Stande, selbst seine
Necnrsschrift gegen diesen neuen Uebergriff sowie gegen die Nichtbefolgung des
Äppellationsgerichts-Bcscheides auszuarbeiten und beauftragte deshalb einen
kieler Advocaten damit, was ihm nach der für beide Herzogtümer geltenden
Advokatenordnung freistand. Das Appellationsgericht aber wies den gewähl¬
ten Defensor ohne Angabe von Gründen (wol nur, weil er Holsteiner) zu¬
rück und verzögerte, indem es Heiberg nöthigte, seine Rechte selbst zu verthei¬
digen, die Entscheidung der Angelegenheit wiederum geraume Zeit. Indeß
entschied es auch diesmal endlich gegen die Ansicht des Magistrats^ indem es
demselben aufgab, die Uiüersuchung des Verhaltens Hcibergö in der Zeit der
Erhebung als unzulässig einzustellen. In Folge dessen erwartete dieser wenig¬
stens die nur wegen dieser Uniersuchnng verfügte Versiegelung seiues Privat¬
zimmers aufgehoben zu sehn. Die Antwort auf ein dahiu gehendes Gesuch an
den Magistrat belehrte ihn eines Andern, und so ergriff er abermals Recurs.

Aber noch bevor dieser bei der höhern Instanz in Betracht' genommen
war, yoch während der Suspension jenes Bescheids wegen des dagegen ein¬
gewandten Rechtsmittels, am 18. Juni siel ihm der Bürger- und Polizeimeistcr
sammt dem ganzen augenblickliche»Personal des Magistrats und zwei Poli¬
zeidienern ins Haus, um die Pri v atpapierc nachzusehn. Die Verwah¬
rung Heibergs gegen solche Willkür wurde nicht beachtet. Man drang in
das versiegelte Wohnzimmer, erbrach das Pult Heibergs und durchsuchte dessen
Inhalt. Der Erfolg war derselbe, wie der, welcher sich bei der kurz vorher
zwischen Entsiegelung und Wiederversiegelung des Buchladens vorgenommenen
Durchsuchung der Geschäftspapiere Heibergs herausgestellt hatte. War die
Absicht der Behörde damals gewesen, Beweise einer brieflichen Verbindung
des Verfolgten mit dem einen oder dem andern von den 26 Unterzeichnern
der ständischen Adresse an den König zu entdecken, so gedachte man jetzt den
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Entwurf zu einer Adresse an die Stände zu finden, wegen der sich der schles-
wigsche Bürger Vcrseck in Untersuchung befand, und welche Heiberg angefer¬
tigt haben sollte. Hatte man dort ohne Resultat abziehn müssen, so fand
sich auch hier das Gewünschte nicht, und man hatte sich mit dem geringen
Triumph zu begnügen, einen Bericht Heibergs an eine kölner Versicherungs¬
gesellschaft, deren Agent er war, mitzunehmen, worin der Ausdruck vorkam,
daß er „ein alter Schleswig-Holsteiner" sei.

Damit waren die Untersuchungen gegen Heiberg geschlossen. Sein Pri¬
vatzimmer hatte man nach Beendigung der Haussuchung am 18. Juni offen
gelassen. Der Buchladen blieb versiegelt und er ist bis heute noch
nicht wieder geöffnet.

Werfen wir noch einige Blicke auf diesen Umstand sowie auf andere
damit zusammenhängende, so wird sich das ganze Verfahren gegen den un¬
glücklichenMann noch klarer als eine Kette von Willkürlichkeiten und Gesetz¬
verletzungen der ärgsten Art herausstclleu. Schon in den ersten Tagen hatte
der Polizcimeister, angeblich, um die Richtung der Buchhandlung beim Vertrieb
politischer Schriften kennen zu lernen, statt das Lager zu durchsuchen, die Hauptbü¬
cher mitgenommen. In Bezug aus die Büchervorräthe hatte er nur nach Beselers
„Mahnruf" und nach den „Anklagen des Aufruhrs" gefragt. Von letzterer Schrift
war nichts, von ersterer ein Exemplar vorhanden. Auf die Bemerkung, daß
diese Broschüre aufwieglerischen Inhalts sei, wurde dem Polizeimeister ent¬
gegnen daß sie nicht verboten, daß man die Behörde wiederholt ersucht, der
Buchhandlung ein Verzeichniß der verbotnen Bücher mitzutheilen, aber nie¬
mals ein solches habe erhalten können. Der Polizeimeister wußte daraus nur
zu erwidern, daß er selbst bisweilen erst aus der in Flcnsburg erscheinenden
„Juristischen Wochenschrift" erfahre, welche Schriften im Herzogthum verpönt
seien.

Nach einigen Tagen brachte Jörgensen das Hauptbuch mit dem Bemer¬
ken, daß er darin nichts Unrechtes gefunden,- in den Buchladeu zurück, den
er dann wieder versiegelte. Alle an Heibergs Geschäft gerichteten Packete und
Briefe fremder Buchhandlungen mußten vom Postamt und der Eisenbahn an
die Polizei abgeliefert werden, und erst im Juli wurden sie von dieser an ihre
wahre Adresse befördert. Die Geschäftsbücher Hcibergs aber verblieben in
dem versiegelten Laden, und als der Geschäftsführer, auf das Verlangen der
fremden Verleger nach Abrechnung sich beziehend und die Unmöglichkeit,dem ohne
die Bücher nachzukommen nachweisend, den Zugang zu letztem beanspruchte,
blieb er mehre Woche» ohne Antwort.

Als Heibcrg, von Natur schon schwächlichund dnrch die Chicanen der
Polizei sowie durch die Aussicht auf den Ruin seines Vermögens schwer an¬
gegriffen, und abgespannt, sich seines körperlichen Zustandes wegen weigerte.
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der Durchsuchung seiner Papiere beizuwohnen und sich zu den ihm zugemu-
theten Verhören zu stellen, schickte ihm die Polizei den Physikus ins Haus,
um sich über die Richtigkeit des vom Hausarzt Suadicani in Betreff jenes
Weigcrnngsgrundes ausgestellten Attests zu vergewissern, wobei zu bemerken
ist, daß in Schleswig der Privatarzt für seine Atteste gesetzlich volle Glaub¬
würdigkeit genießt.

Auf die zweite BeschwerdeschriftHeibergs wegen Verhängung des Stadt-
nrrcsts über ihn, Verzögerung der Entsiegelung seines Geschäftslocals und Aus¬
setzung der Entscheidung in der Adrcßaugclegenheit erließ das Appellationsge¬
richt einen Bescheid, der in Bezug auf den ersten Punkt das seltsame Motiv
anführt, daß der Stadtarrest für den Beschwerdeführer keine Nachtheile habe.
Aber von anderen Behinderungen abgesehn, beutet die Polizei diese Freiheits¬
beschränkung sogar dahin aus, daß sie dem kränkelndenHeiberg verwehrt, den
zehn Minuten von der Stadt entfernten Wald zu besuche», welcher die gewöhn¬
liche Promenade der Schlcswigcr bildet. In Betreff des zweiten Punktes ge¬
schah das Unglaubliche, daß das Appellationsgericht sich seiner richterlichen
Macht gegenüber dem Polizcibeamten völlig begab, indem es erklärte, daß die
auf administrativem Wege verfügte Schließung des Buchladens und Musika-
licn-Leihinstituts nicht zu seinem Ressort gehöre. Allerdings lautet § 9. in
der schleswigschenVerfassung dahin, daß die Gerichte im Herzogthum die
Nechtmäßigkcit einer Rcgierungsverfüguug, so wie einer von der Obrigkeit oder
der Polizei angeordneten Maßregel, nur insoweit zu beurtheilen haben, als
dies ihnen durch besondere gesetzliche Bestimmungen oder durch Al¬
lerhöchste Resolution gestattet ist. Der Bethciligte kann sich mit seiner
Beschwerde nur an die administrative vorgesetzte Behörde, bei Polizeivcrfü-
gungen in den Städten also nur an den Amtmann und von da an das Mi¬
nisterium wenden und hat bis zu etwaiger Nemedur Folge zu leisten. In
unsern» Fall jedoch hatte zwar die Polizei zuerst versiegelt, aber das Stadt¬
gericht diesen Schritt bestätigt, und damit war derselbe zur Verfügung einer
richterlichen Behörde geworden, als welche er der Entscheidung des Appella¬
tionsgerichts unterlag. Nun bebt dieses höchste Tribunal am 6. März die
Schließung des HeibcrgschenGeschäfts als unbegründeten Eingriff in die bür¬
gerlichen Rechte des Betheiligten auf. Aber der Polizeimeister als Äomim-
strativbecunter hält es für angemessen, diese Entscheidung nicht zur Ausfüh¬
rung kommen zu lassen. Er erklärt, doch sogleich wieder versiegeln zu wollen,
und das Geschäft bleibt nach wie vor geschlossen, es ist so gut wie aufgeho¬
ben. Auf diese Weise besitzt die Verwaltungsbehörde die Macht, jedes gericht¬
liche Erkenntniß wirkungslos zu machen.

Das Kriminalgericht, nachdem es eingeschritten,war lediglich befugt, solche
Maßregeln zu treffen, daß der Zweck der Untersuchung erreicht werde. Hier
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lag als Gegenstand der Untersuchung die Frage vor, ob Heiberg durch den
Verkauf der Adresse der Sechsundzwanzig ein Verbrechen begangen. Das Ge¬
richt durste alle Mittel brauchen, um die Vereitelung der Untersuchung durch
Heiberg zu hindern. Das Criminalgericht hatte demselben Stndtarrest aufer¬
legt und die höhere Instanz hatte dielen bestätigt. Das Crinnnalgericht hatte
aber auch die Schließung des Buchladens angeordnet, und diese Maßregel war
eben so unzweckmäßig als ungesetzlich: unzweckmäßig, da die Untersuchung er¬
forderte, daß die Büchcrvorrüthe nach Exemplaren der incriminirten Schrift
nachgesehn würden, ungesetzlich,weil das Vergehen nur in dem Debit dieser
Schrift lag. Ist ein Kaufmann beschuldigt, mit Contrebande zu handeln, so
wird man sicher sein Waarenlager nachschn und das gefundene verbotne
Gut mit Beschlag belegen können, nimmermehr aber wird ihm die Behörde
ohne Weiteres sein Geschäft zuschließen dürfen.

Ferner ist hervorzuheben, daß, wenn der Z 9 der Verfassung den Ge¬
richten der Regel nach untersagt, die Verfügungen der Polizei zu beurthei¬
len, dieser letzter» damit doch nicht gestattet ist, die Richtigkeit richterlicher
Entscheidungen zu krttisiren, sie durch Gegenanordnnngen umzustoßen. Eiue
völlige Auflösung aller gesetzlichen Ordnung und Sicherheit würde die Folge
davon sein. Die schleswigscheVerfassung verstößt allerdings gegen mehr als
ein gutes Recht, so weit indeß wagten ihre Urhcbcr nicht zu gehn. Die
Regel hat eine Ausnahme, die exorbitante Verfügung in jenem Paragraphen
hat die Beschränkung: wenn besondere gesetzliche Bestimmungen den Gerichten das
Recht der Beurtheilung von Maßregeln der Verwaltung zuweisen. Dies leidet
aber grade auf den vorliegenden Fall Anwendung. Wie oben bereits auge¬
führt, bestimmt die Verordnung vom 10. März 1843 ausdrücklich, wenn die
Polizei eine Druckschrift als gesetzwidrig oder gefährlich mit Beschlag belege
und das Ministerium dies gut finde, so solle dieses Verfahren, wofern der
Vetheiligte darauf antrage, anf Anstellung siscalischer Klage vom Gericht ge¬
prüft und durch dasselbe darüber entschieden werden. Hierin haben wir also
einerseits eine Ausnahme von der Regel, daß die Gerichte nicht über Poli¬
zeianordnungen zu urtheilen haben, und andrerseits zugleich eine Anweisung,
in welcher Weise und in welchem Maße die Polizei einschreiten darf: sie hat
die gefährlich erscheinenden Schriften mit Beschlag zu belegen, den Debit zu
hindern, nicht aber den Buchladen zu schließen. Sodann aber ist in der er¬
wähnten Verordnung bestimmt, daß, wenn das Ministerium ein strafrcchtli-
ches Versahren gegen den Verfasser oder Verbreiter für begründet erachtet,
dasselbe dem Obersachwalter (Staatsanwalt) zu beauftragen habe, eine fisca-
lische Klage deshalb anzustellen.

Das Ministerium hat sich an diese Verordnung nicht gekehrt. Es hat
unterm 17. April verfügt, die Sache sei in den Formen einer gewöhnlichen
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Criminaluntersuchung vom Criminalgericht fortzuführen, und damit den An¬
geschuldigten wesentlich iu Nachtheil gebracht. Der gesetzlich vorgeschriebene
siscalische Proceß, der sich in den Formen des Civilprotesses bewegt und öffent¬
liche Anklage und Vertheidigung in sich schließt, würde dem Angeklagten eine
sehr bedeutend bessere Stellung gewahren, als das geheime Verfahren des ge¬
wöhnlichen Criiniualprocesses. Nun mag zwar die Heibergsche Sache nach dä¬
nischem Urtheil sehr wenig angethan sein, sich öffentlich sehn zu lassen, nichts
desto weniger aber ist das Belieben der Regierung eine Abweichungvom Gesetz
und somit unheilbar nichtig.

Das Appellationsgericht hat dies bisher nicht ins Auge gefaßt. Als Hei¬
berg sich in seiner Beschwerde vom 27. Februar auf das Gesetz berief, um die
Fortsetzung des Criminalverfahrens abzuwenden, antwortete es, der Magistrat
als Unterbricht habe zu beschließen, in welchen Formen die Untersuchung fort¬
zuführen, oder die Sache dem Ministerium vorzulegen. Es konnte damit nicht
meinen, daß letzterem die endgiltige Entscheidung zustehe, es wollte nur der
Entscheidung des Untergerichts nicht vorgreifen, Wenn dieses die Acten dem
Ministerium zusandte und ans die damit verbundene Frage, in welcher Form
der Prozeß weiterzuführen sei, die Antwort erhielt, in der des gewöhnlichen
Criminalproccsses, so war dies ein bloßer Wunsch, über dessen Erfüllung das
Kriminalgericht Beschluß zn fassen hatte stüva suxMeatione an das Appellations¬
gericht.

Eine andere Verletzung der Gesetze liegt in folgendem vor. K. 9 der Ver¬
fassung Schleswigs sagt, daß ein Conflict zwischen den Gerichten nnd den Ver¬
waltungsbehörden durch den Staatsrath entschiedenwerden solle. Das Ministe¬
rium aber hat, von Heiberg um Wiedereröffnung seines Geschäfts angegangen,
statt den in der Sache zu Tage getretnen Conflict zwischen dem Appellationsgericht
und der schlcswigerPolizei an den Staatsrath zu bringen, den Fall dem Got-
torfer Amthause, einer untergeordneten Adininistratiobehörde, zur Entscheidung
übergeben. Der Amtmann, eingeschüchtertdurch den Polizeimeister und über¬
dies von der kopenhagner Presse deutscher Sympathien verdächtigt, wagte nicht,
sich für Hebung der Siegel zu erklären. Er äußerte sich dahin, daß der Staat
Anspruch auf polizeilichen Schutz gegen den Buchhandel habe, und daß Heibergs
Geschäft deshalb unter polizeilicher Aufsicht stehe, wobei er nicht bedachte, daß
die Aussicht einen Betrieb des Geschäfts voraussetzt, und daß, wo ein Geschäft
geschlossen und versiegelt ist, eben nicht beaufsichtigt werden kann, ganz ab¬
gesehn davon, daß die Thätigkeit der Polizei für solche Fälle dnrch die eben
angeführte Verordnung vom 10. März 1848, die nichts von Geschüftsschließung
we>ß. näher festgestellt ist.

Der Amtmann nahm in seinem Bescheid vom 31. Mai Bezug auf eine
Verordnung von 1803, nach welcher der Buchhandel unter polizeilicherAufsicht
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stehn solle und die Befugniß zum Betrieb desselben wegen Debitirung verbot¬
ner Schriften entzogen werden könne. Heiberg erklärte eine solche Verordnung
nicht zu kennen und bat, falls sie existire. um Mittheilung derselben. Die
Antwort lautete, man habe sich geirrt, der Bescheid gründe sich auf eine andere
Verordnung, vom 24, December 1843, welche die Befugniß zum Buchhandel
als einem bürgerlichen Gewerbe betreffe. Auch dieses Citat war ein unglück¬
liches. Im dritten Paragraphen der betreffenden Verordnung heißt es zwar,
daß die Befugniß zum Buchhandel wegen Übertretung von Anordnungen gegen
den Vertrieb unzulässiger Druckschriften, besonders im Wiederholungsfall, durch
richterliches Erkenntniß entzogen werden könne. Aber Heiberg ist der Ueber-
tretung solcher Anordnungen nicht beschuldigt worden, geschweige denn wieder¬
holt. Die Adresse der Sechsundzwanzig und Beselers „Mahnruf" mochten der
Negierung unangenehm sein, verboten waren sie nicht, wenigstens konnte Hei-
berg von Anordnungen, die sie als unzulässig bezeichneten, nichts wissen.
Sprächen die Umstände aber auch weniger günstig sür ihn, so wäre jedenfalls
ein gerichtliches Erkenntniß znr Schließung des Geschäfts erforderlich gewesen,
während die Versieglung desselben durch die Polizei schon eine Entziehung des
Rechts zum Betrieb wenigstens aus Zeit enthält, und da sie nun schon volle
sieben Monate dauert, dem Ruin der Handlung gleichkommt.

In allen Culturländcrn sind die Stadien gerichtlichen Verfahrens: Unter¬
suchung, Erkenntniß, Ausführung des Erkenntnisses. In Schleswig scheint diese
Ordnung umgekehrt sein zu sollen. Wenigstens hat in diesem Falle, den wir
als juristisches Monstrum gründlich zergliedern mußten, die Polizei mit der
Execution eines noch nicht gefällten Urtheils begonnen.

Doch wir vergessen, daß diese Polizei in Schleswig allmächtig ist. Hei¬
berg ist ein Opfer dieser Allmacht. Das ganze Verfahren der Polizei und des
vom Polizeimeister gleich den Puppen eines Marionettentheaters am Faden
dirigirten Criminalgerichts war im Wesentlichen darauf gerichtet, einem alten
Schlcswig-Holstciner, der sich vor der Erhebung als patriotischer Schriftsteller,
während derselben als Mitglied der Landesversammlung und in den letzten un¬
seligen Iahren als Vertreter deutscher Literatur, als Erhalter und Förderer
deutschen Wesens im „dänischen Herzogthum Schleswig" den grimmigen Haß
der eiderdänischen Partei zugezogen, die Lebensluft abzuschneiden. Als die
Untersuchung wegen Verbreitung der Sechsundzwanzigeradrcsse keine Aussicht
dazu bot, da auch die Vernehmung der Abgeordneten Marquardsen, v. Ahle-
seldt und Hansen-Grumbye die Phantasien von einer Verbindung Heibergs
mit den Abgeordneten zum Zweck der Verbreitung jener Adresse als haltlos
erscheinen ließ, so suchte man ihn als angeblichen Autor der schlcswigschen
Adresse an die Stände zu fassen.

Ueber diese und einige ahnliche Untersuchungen theilen wir im nächsten
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Abschnitt Einiges mit. Für hente schließen wir mit dem Wunsche, daß das
deutsche Volk des wackern Mannes gedenken möge, der so recht eigentlich ein
Beispiel ist, mit welcher Treue und welcher Selbstverleugnung die Stammgenossen
jenseits der Eidcr, und namentlich die Gebildeten unter ihnen, trotz aller Wider¬
wärtigkeit der Zeiten, an ihrem Rechte, ihrem Glauben an die Zukunft und
ihrer Hoffnung aus uns festhalten.

Bilder mis der Geschichte des Pietismus.
M^I-FsM-^'. " ' ' V ^ -'3^-''" ' ''-^

Edelmann. — Haller.

Wir fügen noch, wenn auch nur in flüchtigen Zügen den Schluß der
spinozistischen Entwickelung Edelmanns hinzu.

Die erste Frucht seiner nenen Erkenntniß war der Moses mit aufge¬
decktem Angesicht, dessen erstes Hest im November 1740 von den „Bart¬
männern" vertrieben wurde. Die fünf Bücher Moses wurden als Erzeugniß der
Periode Esra's bezeichnet. Neue und entscheidende kritische Momente hatte
Edelmann wenig gefunden, aber bei seiner massenbasten, wenn auch ungeord¬
neten Belesenhcit wußte er die buntesten und pikantesten Argumente gegen
die Theologen anzubringen, die sie um so mehr reizten, je unruhiger und
je'leidenschaftlicher der Ton war. Er spottete über die Anforderung, daß ein
geheilter Lahmer noch seine Krücke gebrauchen solle; er sprach mit großer
Borliebe vom Kaiser Julian. Die neue demonstrative Theologie (Wolf,
Reinbeck) wurde >fast uoch verächtlicher abgefertigt als die orthodoxe, und die
Darstellung von der Schöpfung und Unendlichkeit der Welt verräth den Gipfel
seiner Mystik. Die Schrift erregte großen Lärm, sie wnrde in Berleburg
selbst consiscirt, die frankfnrter Brüder erklärten sie für ein Teufelswerk, und
selbst die nächsten Freunde wünschten, daß er die Decke mit etwas reineren
Händen ausgehoben hätte. „Ich wußte aber damals selber nicht, daß ich
noch so viel Schmutz an mir hatte, indem ich in der reinen Lehre erzogen zu
sein glaubte und Exempel genug vor mir hatte von Leuten, denen ich im
Punkt einer unanständigen Schreibart nicht das Wasser zu reichen vermochte.

Grenzboten III, 1860. 63


	Seite 481
	Seite 482
	Seite 483
	Seite 484
	Seite 485
	Seite 486
	Seite 487
	Seite 488
	Seite 489
	Seite 490
	Seite 491
	Seite 492
	Seite 493
	Seite 494
	Seite 495
	Seite 496
	Seite 497

